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Das Ziel, wonach 95% der Kinder einen Abschluss auf Sekundarstufe 2 aufweisen sollen, ist noch nicht  erreicht.  
Die Quote liegt vor allem bei Kindern, die erst nach der Geburt in die Schweiz kamen, noch deutlich zu tief. 
 Foto: Keystone

Mit den Bildungsverfassungsartikeln hat 
der Souverän im Jahr 2006 Bund und Kanto-
nen eine gemeinsame Verantwortung für 
die Qualität und die Durchlässigkeit des 
schweizerischen Bildungswesens übertragen. 
Seither erscheint als Teil des Qualitäts-
sicherungsprozesses alle vier Jahre der Bil-
dungsbericht Schweiz. Der Bildungsbericht 
analysiert alle Bildungsstufen von der Vor-
schule bis zur Weiterbildung nach den drei 
Evaluationskriterien Effektivität, Effizienz 
und Equity (siehe Kasten 2). Darüber nimmt 
er für jede Bildungsstufe einzeln und das Bil-
dungswesen gesamthaft eine Kontextbe-
schreibung vor. 

Wie beeinflussen demografische 
Schwankungen die Bildungsausgaben?

Die Zahl der im schulfähigen Alter ste-
henden Jugendlichen schwankt in langen 
 Zyklen und erreicht derzeit gemessen an 
der Gesamtbevölkerung einen historischen 
Tiefststand. Da die Geburtenzahlen seit eini-
gen Jahren aber wieder steigen, nimmt die 
Zahl der 6- bis 16-Jährigen an der Gesamtbe-
völkerung bis 2030 zu; danach sinkt sie vor-
aussichtlich wieder. Diese demografischen 
Schwankungen haben zwei wichtige Auswir-
kungen auf die Bildungsausgaben: 

 – Zum einen verändert sich bei steigenden 
oder sinkenden Schülerzahlen die Finan-
zierungslast für die erwerbstätige Bevölke-
rung. Nachdem diese Belastung vor rund 
fünfzehn Jahren einen Tiefststand erreicht 
hat, wird sie in den nächsten zwanzig Jah-
ren wieder zunehmen, da den steigenden 
Schülerzahlen stagnierende und später so-
gar sinkende Zahlen von Erwerbstätigen 
gegenüberstehen werden. Auf dem Höchst-
stand der Schülerzahlen werden fünf Er-
werbstätige für die Kosten eines Schülers in 
der Volksschule aufzukommen haben. 

Bildungslandschaft Schweiz: Die wichtigsten Baustellen 
 bestehen nach wie vor
Der Bildungsbericht 2014 

 beschreibt das Erreichte, thema-

tisiert aber auch Wissenslücken 

und offene Baustellen. Diese 

 Gesamtschau ermöglicht es, die 

Herausforderungen bewusst zu 

machen, die als Folge gesell-

schaftlicher und wirtschaftlicher 

Veränderungen auf das Bildungs-

wesen zukommen. Eine bestim-

mende Rolle spielen vor allem 

die grossen demografischen 

 Veränderungen.
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Direktor der Schweizeri-
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Kasten 1

Gemeinsame bildungspolitische Ziele 
von Bund und Kantonen 

In der Erklärung «Chancen optimal nut-
zen» vom 30. Mai 2011 einigten sich der Bund 
und die Kantone auf sechs prioritäre Ziele für 
das Schweizer Bildungswesen. Eine der Auf-
gaben des Bildungsberichtes ist es, perio-
disch Bericht über den Zielerreichungsgrad 
bei diesen Auskunft zu geben: 
1. Obligatorische Schule: Die Bundesverfas-

sung (Art. 62 Abs. 4) verpflichtet die Kan-
tone, Ziele und wichtige Strukturen der 
Bildungsstufen zu harmonisieren.

2. Nachobligatorischer Abschluss: Die Zahl der 
Erwachsenen mit Abschluss auf Sekundar-
stufe II soll auf 95% gesteigert werden. 

3. Gymnasiale Maturität: Bund und Kantone 
prüfen gemeinsam Massnahmen, wie die 
Studierfähigkeit der Maturandinnen und 
Maturanden und damit der prüfungsfreie 
Zugang zur Universität langfristig sicher-
gestellt werden kann.

4. Abschlüsse der höheren Berufsbildung: Die 
Vergleichbarkeit der Abschlüsse in der hö-
heren Berufsbildung soll im internationa-
len Kontext sichergestellt werden.

5. Wissenschaftlicher Nachwuchs: Die Attrakti-
vität einer Karriere für junge Forschende 
an universitären Hochschulen soll verbes-
sert werden.

6. Validierung von Bildungsleistungen: Den 
zunehmend flexiblen Laufbahngestaltun-
gen mit Umorientierungen, Familienpau-
sen und Wiedereinstiegen soll vermehrt 
Rechnung getragen werden. Nicht in der 
Schule erworbene Lernleistungen sollen 
zunehmend im formalen Bildungssystem 
als Vorleistungen angerechnet werden 
können.



Spotlight

45 Die Volkswirtschaft Das Magazin für Wirtschaftspolitik 1/2-2014

haben es die pädagogischen Hochschulen er-
freulicherweise in den vergangenen Jahren 
geschafft, ihre Studierendenzahlen laufend 
zu erhöhen. Aber die für eine nachhaltige 
Versorgung mit Lehrpersonen notwendige 
Studierendenzahl ist noch lange nicht er-
reicht. Dazu kommt, dass bei den Lehrperso-
nen gemäss den verfügbaren Zahlen kein En-
de des Trends zu mehr Teilzeitarbeit 
abzusehen ist (siehe Grafik 2), was den steti-
gen Mehrbedarf an neuen Lehrpersonen 
noch zusätzlich erhöht. Neben Programmen 
für Quereinsteiger in den Lehrberuf müssten 
deshalb insbesondere auch Rahmenbedin-
gungen und Anreize geschaffen werden, die 
geeignet sind, die durchschnittlichen Be-
schäftigungsgrade der aktiven Lehrerschaft 
zu erhöhen. 

Das 95%-Ziel wird bei der 
 eingewanderten Bevölkerung verfehlt

Ein wichtiges Bildungsziel wurde schon 
2006 von den Behörden und den Organisati-
onen der Arbeitswelt gesetzt und von Bund 
und Kantonen 2011 bekräftigt. Dieses sieht 
vor, dass bis 2015 95% der 25-Jährigen in der 
Schweiz mindestens einen Abschluss auf Se-
kundarstufe II haben sollten. Verfeinerte 
Analysen zur Zielerreichung nach Kantonen 
oder engen Altersklassen sind derzeit aus sta-
tistischen Gründen noch nicht möglich (sie-
he Kasten 3). Für die gesamte Schweiz zeigt 
sich aber, dass die Quote seit zwanzig Jahren 
zwischen 90% und 92% oszilliert und somit 
die Grenze von 95% noch verfehlt wird. Dif-
ferenziert man weiter, wird ersichtlich, dass 
das 95%-Ziel für Personen, die erst nach der 
Geburt in die Schweiz kamen, noch in weiter 
Ferne liegt, während es für die in der Schweiz 
geborenen Jugendlichen schon seit Jahren er-
reicht ist. In der Debatte um die Einwande-
rung hochqualifizierter Migranten wird zu 
häufig ausgeblendet, dass der Anteil der Per-
sonen mit einem tiefen Qualifikationsprofil 
bei den Einwanderern immer noch höher ist 
als bei der ansässigen Bevölkerung. Dass das 
95%-Ziel noch verfehlt wird, ist demnach 
nur teilweise dem hiesigen Bildungswesen 
zuzuschreiben. Lösungen müssen nicht nur, 
aber auch ausserhalb des Bildungswesens ge-
sucht werden. 

Prüfungsfreier Zugang zur Universität 
im Fokus

Nach den etwas durchzogenen Resulta-
ten der Kompetenzmessungen bei Maturan-
den (Evamar II) sind auch die Sicherung des 
prüfungsfreien Zugangs und die praktisch 
uneingeschränkte Studienfachwahl in der 
Schweiz zu einem bildungspolitischen Ziel 

 – Zum Andern verändern die demografi-
schen Schwankungen die Ausgaben pro 
Schüler, da das Schliessen oder Öffnen 
von Schulen und Klassen nicht proportio-
nal zu diesen Schwankungen verläuft. In 
Zeiten rückläufiger Schülerzahlen führt 
dies tendenziell zu steigenden Kosten und 
umgekehrt. Nicht zuletzt aus diesem 
Grund waren die öffentlichen Ausgaben 
zwischen 2000−2010 im Vergleich mit der 
Dekade davor mit jährlichen realen Kos-
tensteigerungen von über 800 Mio. Fran-
ken alleine für die Primarstufe verbun-
den. Dass die Schülerzahlen auf dieser 
Stufe wieder steigen, dürfte sich im gegen-
wärtigen Jahrzehnt eher kostendämpfend 
auswirken. 

Trend zu Teilzeitarbeit erhöht den 
 Mehrbedarf an Lehrpersonen

Für die Qualität des Unterrichts auf allen 
Bildungsstufen sind gut ausgebildete Lehr-
personen zentral und müssen deshalb in ge-
nügender Zahl ausgebildet werden. Zu dieser 
in der gemeinsamen Erklärung von Bund 
und Kantonen beschriebenen Herausforde-
rung hat schon der Bildungsbericht 2010 
festgehalten, dass die Zahl der neu ausgebil-
deten Lehrpersonen längerfristig nur etwa 
die Hälfte des Bedarfs zu decken vermag, der 
alljährlich aus Pensionierungen, Berufswech-
seln und anderen Gründen entsteht. Zwar 

Kasten 2

Monitoring und Berichterstattung

Um bildungspolitische Entscheide auf ra-
tionale Grundlagen zu stellen und sicherzu-
stellen, dass Bund und Kantone bei einschlä-
gigen Entscheiden am selben Strick ziehen, 
installierten die Behörden schon vor zehn 
Jahren einen kontinuierlichen Monitoring-
prozess. Dessen Erkenntnisse münden alle 
vier Jahre in einen Bildungsbericht.a Auf der 
Basis des ersten offiziellen Bildungsberichts 
von 2010 einigten sich Bund und Kantone auf 
eine gemeinsame Erklärung zu Bildungszielen 
(2011), deren Erreichung in den Bildungsbe-
richten thematisiert und dokumentiert wird. 
Einige dieser sechs Ziele und Herausforderun-
gen werden in diesem Artikel näher beleuch-
tet. Neben der Beschreibung der Bildungsstu-
fen und -typen nach den Kriterien Effektivität 
der Zielerreichung, Effizienz des Mitteleinsat-
zes (sowohl monetär wie nichtmonetär) sowie 
Equity (also der Frage, wie sehr alle Bevölke-
rungsgruppen und -schichten an der Bildung 
partizipieren und dabei erfolgreich sein kön-
nen) werden für alle Bildungsstufen die wich-
tigsten institutionellen Merkmale beschrie-
ben. Dies dient in einem föderal aufgebauten 
Bildungssystem dem besseren Verständnis 
des Systems, aber auch dem spezifischen 
 Monitoring des Fortschrittes beim Harmo-
nisierungsprozess, welcher durch das Har-
moS-Konkordat der Kantone angestossen 
worden ist.

a Siehe Wolter und Kull (2007) sowie Wolter (2010).

 Quelle: BFS; Berechnungen und Darstellung SKBF / Die Volkswirtschaft

Grafik 1

Entwicklung der öffentlichen Bildungsausgaben für die Primarstufe, 1990–2010
Bildungsausgaben der Kantone und Gemeinden (Primarschule; Personal- und Sachaufwand), nominal und real 

In Mio. CHF

Vergleich der Kosten 2000 mit 2010 Vergleich der Kosten 1990 mit 2000

Nominale Veränderung Reale Veränderung Demografieeffekt Kostensteigerungseffekt

–600

–400

–200

0

200

400

600

800

1000



Spotlight

46 Die Volkswirtschaft Das Magazin für Wirtschaftspolitik 1/2-2014

Dem Fachkräftemangel früher  begegnen

Ausser zu quantitativen und qualitativen 
Zielen bei der Ausbildung äusserten sich 
Bund und Kantone auch zur Rolle des Bil-
dungswesens bei der Linderung des Fach-
kräftemangels insbesondere an Absolventen 
eines Studiums in den Bereichen Mathema-
tik, Informatik, Naturwissenschaften und 
Technik (Mint). Die Detailanalysen des Bil-
dungsberichtes zeigen deutlich, dass vor al-
lem die Wahl eines Studienfachs im Mint-
Bereich stark durch die Schwerpunktwahl 
am Gymnasium vorgeprägt ist. Wer den na-
turwissenschaftlichen und mathematischen 
Schwerpunkt am Gymnasium gewählt hat, 
studiert mit grosser Wahrscheinlichkeit ein 
Mint-Fach oder Medizin; hingegen kommen 
nur wenige Studierende von Mint-Fächern 
aus anderen Schwerpunkten. Da im Durch-
schnitt nur rund ein Fünftel der Gymnasias-
ten den Mint-Schwerpunkt wählen, ist das 
Potenzial für Studierende in einem Mint-
Fach begrenzt. 

Weiter fällt bei der Betrachtung auf, dass 
die Schwerpunktwahl an den Gymnasien 
von Kanton zu Kanton recht grosse Unter-
schiede aufweist. So wählen beispielsweise 
im Kanton Zürich praktisch die Hälfte der 
Gymnasiasten einen sprachlichen Schwer-
punkt, während dies im Kanton Bern nur 
gerade ein Fünftel tun. Nur mit unterschied-
lichen Präferenzen der Maturanden sind so 
grosse Unterschiede schwer zu erklären; sie 
müssen auch durch die unterschiedlichen 
Angebote zustande kommen (angebotsin-
duzierte Nachfrage). Für die Bildungspolitik 
wiederum bedeutet dies, dass sie über ihre 
Angebotssteuerung selber einen entschei-
denden Einfluss auf die Studienfachwahl hat 
und somit den Fachkräftemangel willentlich 
oder unwillentlich beeinflusst.

Akademische Karriere lohnt sich für 
 inländische Forschende wenig 

Ein spezifischer Aspekt des Fachkräfte-
mangels wurde mit dem fünften bildungspo-
litischen Ziel angesprochen. Es besteht darin, 
die Attraktivität für eine akademische Karrie-
re an universitären Hochschulen nachhaltig 
zu steigern. Damit ist gemeint, dass es um die 
Attraktivität einer akademischen Karriere – 
und damit zuallererst eines Doktorats – für 
hiesige Studierende geht und nicht etwa um 
die Attraktivität einer Professur an einer 
Schweizer Universität für ausländische Aka-
demiker. Betrachtet man die monetären Aus-
sichten für Studierende, die eine akademische 
Karriere wählen, zeigt sich, dass sie nicht nur 
in der Zeitperiode des Verfassens der Disser-
tation – meistens wegen Teilzeitbeschäftigung 

erklärt worden. Die EDK hat hierzu eine 
Reihe von Projekten gestartet. Der Bil-
dungsbericht zeigt, dass diese Frage nicht 
losgelöst von der Frage der «richtigen» Ma-
turitätsquote betrachtet werden kann. Auch 
wenn es die einzig richtige Maturitätsquote 
nicht gibt, lässt sich doch der Zusammen-
hang zwischen den kantonalen Maturitäts-
quoten und dem Studienerfolg belegen. 
Kantone mit hohen Maturitätsquoten er-
lauben deutlich mehr Schülerinnen und 
Schülern den Zutritt zum Gymnasium, die 
gemessen an den Pisa-Testergebnissen nicht 
wirklich über eine genügende schulische 
Vorbereitung verfügen. Und trotz teilweise 
sehr hoher Abbruchquoten an den Gymna-
sien zeigten sowohl die Evaluation der Ma-
turität als auch neuere Untersuchungen 
zum Studien abbruch an Schweizer Univer-
sitäten,1 dass in Kantonen mit hohen Matu-
ritätsquoten Maturanden sowohl schlechte-
re Leistungen zum Zeitpunkt der Maturität 
ausweisen, wie auch einem höheren Risiko 
des Studien abbruchs an der Hochschule un-
terliegen. Will man den prüfungsfreien Zu-
gang zu den Hochschulen nicht durch Be-
schränkungen bei den Maturitätsquoten 
sichern, ist vor allem dafür zu sorgen, dass 
alle Maturanden die Mindeststandards bei 
den Kompetenzen erreichen und somit von 
einer wirklichen – und nicht nur einer theo-
retischen – Studierfähigkeit ausgegangen 
werden kann. 

Kasten 3

Modernisierung der Statistik und 
 Messung der Grundkompetenzen

Zwei grosse Reformprojekte werden sich 
positiv auf die Möglichkeiten der Bildungsbe-
richterstattung auswirken, allerdings erst ab 
dem Bildungsbericht 2018. Das erste betrifft 
die Modernisierung der Bildungsstatistik, 
welche durch die Einführung des Schüleriden-
tifikators in der Lage sein wird, individuelle 
Bildungsverläufe nachzuzeichnen und so Auf-
schluss darüber zu geben, welche Faktoren  
einen erfolgreichen und reibungslosen Ver-
lauf begünstigen oder hemmen. Wie gross der 
Erkenntnisgewinn ausfallen wird, hängt aber 
entscheidend davon ab, welche Daten mit 
diesem Identifikator verknüpft werden dür-
fen. Dies betrifft nicht zuletzt die zweite  
Neuerung, nämlich die erstmalige Messung 
der Grundkompetenzen in der Schweiz nach 
nationalen Standards. Erst wenn die indivi-
duellen Testergebnisse mit dem Identifikator 
zu Bildungskarrieren verknüpft werden dür-
fen, wird man über die Folgen guter oder  
fehlender Grundkompetenzen mehr erfahren 
können. Und nur die Verknüpfung wird es  
erlauben, rückwirkend Erkenntnisse zur Taug-
lichkeit der Grundkompetenzmodelle zu  
gewinnen.

 Quelle: SKBF / Die Volkswirtschaft

Grafik 2

Anteile von Lehrpersonen der Volksschule nach Beschäftigungsgrad, 2005–2010

1 Siehe Wolter et al. (2013).
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nisse der Bestandsaufnahme von 2010 
einigten sich Bund und Kantone auf gemein-
same bildungspolitische Ziele, deren Errei-
chungsgrad nun wieder evaluiert worden ist. 
Für einige der Ziele war allerdings eine 
Überprüfung nicht möglich, weil dafür not-
wendige Handlungsschritte noch ausstehen. 
Trotzdem wird schon heute deutlich, dass ei-
ne periodische Berichterstattung notwendig 
und zweckdienlich ist. Denn sie zeigt nicht 
nur, ob die mit der Zielsetzung verbundenen 
Änderungen oder Verbesserungen eingetre-
ten sind und das Ziel als erreicht gelten kann, 
sondern auch, ob sich in der Zwischenzeit 
neue Problemfelder aufgetan haben, die eine 
Adjustierung bei den bildungspolitischen 
Zielen selbst erfordern. Aufgrund der Er-
kenntnisse des Bildungsberichtes 2014 lässt 
sich verkürzt schlussfolgern, dass die 2011 
beschlossenen Ziele immer noch die wich-
tigsten Baustellen des schweizerischen Bil-
dungswesens darstellen, und dass die Zieler-
reichung bei nahezu all diesen Bereichen 
noch ein laufender Prozess ist. !

an der Universität – deutlich weniger verdie-
nen: Ihr Jahreslohn beträgt auch noch fünf 
Jahre nach Abfassen der Dissertation im Me-
dian rund 20 000 Franken weniger, verbun-
den mit einem grossen Risiko nach unten. 
Die Faktoren, welche diese Differenz erklä-
ren, sind einerseits die häufig noch befriste-
ten, weil projektgebundenen Arbeitsverträge 
(Habilitation, Assistenzprofessur ohne Tenu-
re usw.), eine grössere Wahrscheinlichkeit, 
die akademische Karriere im Ausland mit tie-
fen Löhnen fortsetzen zu müssen, und der 
Umstand, dass Karrieren ausserhalb der Uni-
versität häufiger mit hierarchischen Verant-
wortlichkeiten einhergehen, die sich dort po-
sitiv auf den Lohn auswirken. 

Die Lohndaten zeigen also, dass eine aka-
demische Karriere nicht nur während der Dis-
sertationsphase mit Lohnverzicht verbunden 
ist (dies könnte noch als Investition in bessere 
Erwerbsaussichten verstanden werden), son-
dern auch längere Zeit darüber hinaus. Ange-
sichts dieser Situation ist es offensichtlich, wa-
rum eine akademische Karriere an Schweizer 
Universitäten eher für ausländische Akademi-
ker attraktiv ist als für Schweizer Studierende. 

Bildungspolitische Ziele: 
Ein  laufender Prozess

Der Bildungsbericht 2014 ist der erste Bil-
dungsbericht nach einem vollständigen Mo-
nitoring-Zyklus. Gestützt auf die Erkennt-

Kasten 4
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Grafik 3

Löhne von Universitätsabsolventen mit akademischer und nicht-akademischer Laufbahn, 2011

Anmerkungen: Die horizontale Linie stellt den Medianlohn 
dar. Der Kasten umfasst die Löhne vom 1. bis zum 3. Quartil 
(25% bis 75%). Der untere Strich endet beim ersten Dezil 
(10% tiefste Löhne) und der obere Strich beim obersten 
Dezil (10% höchste Löhne). 2. Zyklus: Master/Lizenziat,  
3. Zyklus: Doktorat. Die Bruttolöhne für Absolventen des  
3. Zyklus sind auf eine Vollzeitbeschäftigung hochgerech-
net.
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